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Jahresversammlung der Gewerbegenossenschaft 
Am Sonntag, den 11. November 1962 fand im 

Waldhotel in Vaduz die diesjährige General
versammlung der Gewerbegenossenschaft statt. 
Präsident Albert Jehle 'konnte bei der Eröff
nung einen vollbesetzten Saal von Gewerbe
treibenden begrüssen. Besonderen Willkomm 
entbot e r  dem Herrn Regierungschef Dr. Ge
rard Batliner, Herrn Regierungsrat Josef Oehri 
und den Kammermitgliedern. 

Nach Genehmigung des Protokolles der  letz
ten Jahresversammlung erstattete Präsident 
Albert Jehle den Tätigkeitsbericht über das ab
gelaufene Jahr. Aus diesen Ausführungen war 
zu entnehmen, dass die gewerbliche Körper
schaft ein umfangreiches Arbeitsprogramm be
wältigte und sowohl die Gewerbekammer als 
auch die Geschäftsstelle fruchtbare Arbeit lei
steten. Der Tätigkeitsbericht sowie der  an
schliessende Rechnungsbericht samt Budget für 
das Jahr  1963 wurden einstimmig genehmigt. 

Im Anschluss an die statutarischen Traktan
den hielt Geschäftsführer Dr. Alfons Goop 
einen Vortrag über Wirtschaftspolitik und Kon
junkturfragen. In einer scharfen und schonungs
losen Analyse unserer Wirtschaftslage behan
delte der  Referent brennende Gegenwartsfragen 
unserer Wirtschaft und unserer Landespolitik. 

Den Vortrag wenden wir in unserer morgigen 
Ausgabe zum Abdruck bringen. 

Herr Regierungschef Dr. Gerard Batliner 
wies in klaren und aufschlussreichen Ausfüh
rungen auf derzeit in Behandlung stehende 
Probleme hin. Er gab auch seiner Genugtuung 
Ausdruck über das Verständnis, das die ge
werbliche Wirtschaft den Problemen der Ge
samtpolitik entgegen bringt. 

Der Tagesordnungspunkt «freie Anfragen» 
wurde von den Anwesenden reichlich benützt. 
Zur Diskussion wurden vor allem die Fragen 
der Liegenschaftskäufe durch die AHV und die 
Frage des Fehlens eines Sozialabkommens mit 
Oesterreich gestellt. Sowohl vom Geschäftsfüh
rer der Gewerbegenossenschaft als auch vom 
Vertreter der Regierung wunden zu diesen 
Fragen Abklärungen vorgenommen, ohne dass 
die derzeitige Praxis bzw. der  derzeitige Zu
stand als 'befriedigend von der  Versammlung 
empfunden worden wären. 

Die diesjährige Jahresversammlung gab 
durch den sehr guten Besuch der Gewerbetrei
benden und das hohe Niveau der Verhand
lungen und Diskussionen ein erfreuliches Bild 
über die Aktivität unserer gewerblichen Wirt
schaft. 

In Österreich geht es hart auf hart 
Unser Nachbarland vor entscheidenden Parlamentswahlen 

Verfassungsgemäß ist die Amtsdauer des 
österreichischen Parlaments vier Jahre. Tat
sächlich ist es aber in  der ersten und zweiten 
Republik zusammen nur  ein einziges Mal vor
gekommen, daß das Parlament die in der Ver
fassung vorgesehene Legislaturzeit durchgehal
ten hat. Meistens ist es so, daß die Sozialisten 
schon Monate vor Ablauf der vier Jahre im Hin
blick auf die Wahl jegliche fruchtbare Parla-
mentsarbeit sabotieren. Diesmal war jedoch ein 
anderer Grund maßgebend. Im Frühjahr 1963 
ist die Wahl des Bundespräsidenten fällig. Das 
Staatsoberhaupt wird in Oesterreich alle sechs 
Jahre gewählt. Darin waren sich die Parteien 
einig, daß Nationalrats- und Bundespräsidenten
wahl nicht zusammenfallen sollen. Andererseits 
kann der Nationalrat seine Amtszeit nicht ver
längern, wohl aber kann er sich frühzeitig auf
lösen. Als der Termin der Wahl noch beraten 
wurde, bestürmten gewisse Kreise die Regie
rung, bloß nicht den 11. November als Wahltag 
zu bestimmen. Auf diesen Tag war nämlich 
schon länger ein Fussballspiel Oesterreich-Ita
lien im Wiener Stadion angesetzt . . . 

Das österreichische Parlament setzt sich aus 
165 Abgeordneten zusammen. G r u n d l a g e  
d e r  W'a  h 1 ist die Einwohnerzahl in den ein
zelnen Ländern laut letzter Volkszählung. In 

kinderreichen Bundesländern werden zur Wahl 
eines Nationalrates weniger Wahlberechtigte 
benötigt als etwa im kinderarmen Wien. Diese 
Wahlbestimmung war den Sozialisten immer ein 
Dorn im Auge. Daß die Oesterreichische Volks
partei bei der letzten Nationalratswahl mit ei
nem Mandat vor den Sozialisten das Rennen 
gewann, obwohl die Sozialisten ein Mehr von 
26 000 Stimmen, also insgesamt die größere 
Stimmenzahl zu verzeichnen hatten, ist wesent
lich diesem Verfassungsstatut zuzuschreiben. 

In der abgelaufenen Gesetzgebungsperiode 
waren d r e i  P a r t e i e n  im Parlament vertre
ten: die Oesterreichische Volkspartei belegte 
79 Sitze, die Sozialistische Partei 78 und die 
Partei der Freisinnigen 8. Nach langwierigen 
Verhandlungen konnte die K o a l i t i o n  zwi
schen OeVP und SPOe wieder in Gang gebracht 
werden, wobei entsprechend dem Wahlausgang 
die Volkspartei dem Partner bedeutende Kon
zessionen machen mußte. Ein Ausschluß der 
Sozialisten aus der Regierung war  undenkbar; 
denn in diesem Falle hätte man jede Woche mit 
einem neuen Streik rechnen müssen und die 
Wirtschaft wäre zusammengebrochen. Anderer
seits lehnten die Freisinnigen"jede Mitverant
wortung in der Regierung ab. Die Freisinnigen 
sind eine Partei, die im wesentlichen die ehe

maligen Nationalsozialisten erfaßt. Diese Par
tei hat kein eigentliches Programm, sondern ist 
einfach gegen alles wie seinerzeit Hitler vor der 
Machtergreifung. Nur in einigen Gemeinden 
sind die Freisinnigen mit den ihnen gesinnungs
mäßig am nächsten stehenden Sozialisten eine 
Koalition eingegangen (z. B. in Lustenau). We
gen ihrer Programmlosigkeit und daher Unver-
läßlichkeit kann man die Freisinnigen nicht zu 
den Bürgerlichen rechnen. Außer den drei ge
nannten Parteien bewerben sich auch die Kom
munisten um Sitz und Stimme im Nationalrat. 
Ueberdies hat sich eine «Europa»-Partei ange
meldet, von der man kaum mehr als den Namen 
weiß. 

Aus den Ergebnissen der kleineren Urnengän
ge der letzten Wochen darf man wohl schließen, 
daß die Zahl der Kommunisten zugenommen 
hat. Ihr Zuwachs kann nur  aus den Reihen der 
Sozialisten kommen. Diese haben es seit dem 
Parteikongreß im Jahre 1958 absichtlich ver
mieden, sich radikal kirchenfeindlich zu ge
bärden, solange sie noch nicht an der Macht 
sind. Das Parteiorgan, die «Arbeiterzeitung», 
fügt sich unter der neuen Chefredaktion dieser 
Parteilinie. Den alten radikalen Sozialisten der 
Wiener Schule, den Austromarxisten der ersten 
Republik, behagt dieser Kurs nicht und der 
Weg von Rot auf Knallrot ist nicht weit. Mit 
ihrem neuen Kurs glaubten die Führer der Par
teil, Randchristen zu gewinnen, die bis jetzt aus 
religiösen Gründen noch Bedenken hatten, für 
die Sozialisten zu stimmen. Es ist nicht abzu
schätzen, wieweit sie Erfolg haben werden. 

Auch bei dieser Wahl wird die politische Un
kenntnis und die politische S o r g l o s i g k e i t  
der  Wahlberechtigten — weil es allen zu gut 
geht — eine große Rolle spielen. In Vorarlberg 
und Tirol, wo  Wahlpflicht besteht, wird sich 
dies weniger auswirken als in den anderen 
Bundesländern, wo vielleicht wieder einige 
Hunderttausend einfach nicht zur Wahl gehen 
werden. Eine nicht geringe Schuld an  der po
litischen Gleichgültigkeit und Ungebildetheit 
trägt die sogenannte unabhängige Presse, die 
seit dem letzten Krieg die bürgerlichen Zeitun
gen an  die Wand drückt. Diesen Zeitungen, de
ren  es in jedem Bundeslande, Burgenland etwa 
ausgenommen, gibt, geht es nicht um die Gesin
nung, sondern um das Geschäft. Sie wollen al
len dienen und es mit niemandem verderben. 

Die Oesterreichische Volkspartei hat darum 
in ihrem Hauptwahlschlager versucht, gerade 
den unsicheren und nichtberatenen Wählern die 
Augen zu öffnen: 

«Es steht 79:78. Nur 1 rotes Mandat mehr, und 
die sozialistische Herrschaft beginnt!» 

Jeder klardenkende Oesterreicher weiß, daß 
dies keine Wahlphrase ist, sondern blutiger 
Ernst. Schon jetzt haben die Sozialisten in ihren 
Einflußsphären eine g e b a l l t e M a c h t i n  der 
Hand. Ihre Domänen sind vor allem das Innen
ministerium, das Justizministerium, die verstaat
lichte Schwerindustrie, die Bundesbahnen, die 
Elektrizitätswirtschaft, die Sozialversicherungs
institute wie Gebiets- und Betriebskrankenkas-

Bescheidene Wünsche . . .  
Eltern und andere Strassenbenützer wären 

dankbar, wenn in Nendeln, das vom Durch
gangsverkehr stark betroffen ist, Fussgänger
streifen, oder zumindest Hinweistaifeln zum 
Schutze der Schuljugend angebracht würden. 

Dass derzeit abends unsere Strassenbeleuch-
tung :,/4-Stunden nach Einbruch der Dunkel
heit eingeschaltet wird, dafür aber morgens 
bis in den Vormittag hinein brennt, ist be
stimmt nur ein kleines Versehen, das schnell 
behoben werden kann. ne. 

sen, der Gewerkschaftsbund, die Arbeiterkam
mer, die Großgemeinden wie Wien, Linz und 
Graz, ferner die Arbeiterbank als Kapitallager
stätte für die Parteibetriebe z. B.. Konsumgenos
senschaft, das Fernsehen usw. W a s  man mit sol
cher Macht anstellen kann, erlebte Oesterreich 
in diesem Sommer, als der Gewerkschaftsbund 
aus kleinlichen Gründen die Exekutive gegen 
den Staat zu streiken befahl und damit den 
Staat buchstäblich schachmatt setzte. Auch im 
laufenden Wahlkampf zeigten sich die d i k t a 
t o r i s c h e n  M a c h t g e l ü s t e  deutlich: 
wenn eine Zeitung der Volkspartei den Finger 
auf Vorkommen legte, die der sozialistischen 
Prominenz peinlich sind (z. B. Stickstoffaffäre), 
beschlagnahmte das Innenministerium mit Hilfe 
des Justizministeriums einfach die Zeitungen. 
Man macht sich ein Bild, wie es mit der Frei
heit in Oesterreich aussähe, wenn die Soziali
sten an die Macht kämen. Die Sozialisten wür
den kaum dem Druck von Osten standhalten 
können. Es gibt nicht wenige Politiker, die der 
Auffassung sind, daß dies die letzten freien 
Wahlen in Oesterreich sind, wenn die Soziali
sten die Ueberhand gewinnen. 

Um dies und um nichts weniger geht es bei 
der Wahl am 18. November. Inwieweit es der 
Oesterreichischen Volkspartei gelingen wird, 
den Müden und Unwissenden die Augen zu öff
nen, darüber wird der Ausgang der Wahl be
lehren. Noch nie war  es so schwer, eine P r o 
g n o s e  zu stellen wie diesmal. Das eine dürfte 
sicher sein, daß die Volkspartei nicht abnimmt; 
aber damit hat sie noch nicht gewonnen. Be
rücksichtigt man noch die offenbar absteigende 
Tendenz bei den Freisinnigen und die Zunah
me der Kommunisten, so könnte das Verhältnis 
etwa lauten 79 (Volkspartei); 77 (Sozialisten); 
6 (Freisinnige); 3 (Kommunisten). 

Aus der guten alten Zeit 

P O  L I  C E Y -
Unb Sanbt̂ Orbnung SRei 

ü̂rftentfyumtf £tecf)tenftem 
v i .  

Viehe-Märckt 

Zum Dreyzehenden / Seynd vor Zeiten in 
Unserem Fürstenthumb Wöchentlich zwey Vieh-
Märckt / und zwar in dem Marckt Liechten
stein von Galli-Tag bis Johanni an dem Don
nerstag / und zu Roffenberg vom ersten May 
audh bis Johanni am Mittwoch / zu sonder
b a r e m  Nutzen des Landes üblich gewesen / 
wovon der  an  dem ersten Orth zwar noch / 
jedoch sehr schlecht gehalten wird / de r  an 
dem letzten Orth aber  sdhon vile Jahr  hero zu 
Nachtheil Unsers Zolls / vermuthlich aus Negli-
genz Unserer Beaimbten gar abgangen / also 
zwar / d'ass bey längerem Anstand auch so-

thaner ersten Orths / nemblichen in dem 
Marckt Liechtenstein bishero / jedoch wie 
gemelt / sehr schlecht gehaltene Viehe-Marclct 
•auch vollkommen abgehen dörffte; Solchem-
nach verordnen Wür  hiermit / dass künffticj-
hin / und von nun an / nach Publdcirung diser 
Verordnung in Unserem Marckt Liechtenstein 
von Galli-Tag bis Johanni / und in dem Schel-
lenbergischen zu Roffenberg vom ersten May 
bis eben'fahls Johanni die Viehe-Marckt derge-
sfcalten gelhalten werden / dass keiner von Un
seren Unterthanen bey Straff der  Confiscation, 
kein Stuck zu Hauss / er seye wer er wolle / 
verkauften solle / e r  habe dann solches vor-
hero auf den Markt getriben / und da er es auf 
sothanem Marckt nicht verkauften wurde/solle 
es ihme in selbiger Wochen darauf zwar zu 
verkauften vergünstiget seyn / jedoch dass er 
es auf d e r  Zoll-Statt gebührend angeben möge 
/ da er es aber auch in der Wochen nicht hatte 
verkauffen können / dasselbe abermahlen auf 
den Marckt / und also von einem Marckt auf 
den andern zu treiben gehalten seyn solle / und 
dises bey Straff der Confiscation selbigen 
Stuck Viehes / so er zu Hauss / in der Alppen 
/ oder aber auf der Wayd verkauffen wurde / 

e r  habe dann solches vorhero zu Marckt / wie 
oben umbständlich angeführt worden / getriben 
/worauf  UnserOber-Ambt fleissig zu invigiliren 
angewisen wird. 

Zertheilung der Güter 

Zum Vierzehenden / Müssen Wür vernehmen 
/ wie dass zerschiedene Grund-Zinss von noch 
nicht gar zu vilen Jahren here verlohren gan
gen / so durch keine Mühe mehr auf was für 
Güther solche hafften möchten / erfragt noch 
gefunden werden können / so allein durch Zer-
reissung solcher Stuck / welches insonderheit 
bey  denen Theilungen noch auf den heutigen 
Tag vilmahlen geschiehet / wo ein Stuck / so  
kaum zwantzig Gulden Werth / in 4. 5. auch 
mehrer Theil zertheilt wird / wodurch die 
Onera, so zuvor darauf gewesen / ebenfahls 
zerrissen / einfolglich mit der Zeit bald diss / 
bald jenes verlohren gehen muss; Also wollen 
W ü r  fürtershin / dass kein Stuck Guth / e s  
seye was  es  wolle / so unter zehen Gulden ge-
schatzet wird / weder bey einer Theilung / 
Kauff / noch Tausch mehr zerrissen / sondern 
derjenige / der solches bekombt / oder über 

nimbt / dem andern / so daran was zu suchen 
/ seinen Antheil / oder was e r  daran zu fordern 
/ mit Geld / oder auf eine andere Weis zu er
setzen / und hinaus zu bezahlen schuldig seyn 
solle. 

Von Austheilungen 

Zum FUnffzehenden / Gibt es (leyder!) die 
Tägliche Erfahrung / dass vile heylose / lieder
liche Leuth / dermassen verthunlich / übelver
schwenderisch / und fahrlässig hausen / dass  
sie endlich gezwungen / und  getrurigen werden 
/nicht nur ihr Hauss / Hoff / und Güther zu  
verlassen / welche sodann nicht einmahl zu
länglich ihre Schuldglauberige ehrlichen zu be
zahlen / folglich dieselbe schädlich / und 
schändlich umb das  ihre betrogen / noch über 
dass manichen der Prioritaet, und Fortgangs 
halber / welcher besser Recht zu Habschafft 
Werdung d e s  Seinigen / so e r  einem solch 
Gottlosen verschwenderischen Gesellen so ehr
lich geborget haben möchte / noch in grosse 
Kosten eingeführt / ohne dass auch offtmahlen 
Uns / und Unseren Beambten. dardurch grosse 
Unruhe verursacht wird; • . , . .. (Fortsetzung folgt) 


